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Regierungsratsbeschluss vom 13. November 2012
Nr. 2012/2215

Genehmigung der Statutendanderung des Zweckverbandes Sozialregion Thal-Gdu

1. Ausgangslage

Am 29. Juni 2011 haben die Delegierten des Zweckverbandes Sozialregion Thal-Gau die Ande-
rung der §§ 1, 17 und 19 der Statuten des Zweckverbandes vom 25. September 2007 beschlos-
sen. Die Einwohnergemeinden Aedermannsdorf, Balsthal, Harkingen, Herbetswil, Holderbank,
Kestenholz, Laupersdorf, Matzendorf, Mimliswil-Ramiswil, Neuendorf, Niederbuchsiten, Ober-
buchsiten, Oensingen, Welschenrohr und Wolfwil haben den Anderungen anlasslich der jeweili-
gen Gemeindeversammlungen zugestimmt. Die Gemeindeversammlung der Einwohnergemein-
de Egerkingen hat den Anderungen unter dem Vorbehalt zugestimmt, dass in § 19 Abs. 3 die
Kreditkompetenz des Zweckverbandes der Sozialregion Thal-Gau auf max. Fr. 500'000.00 zu be-
schranken sei. Weiter sei in den Statuten festzuhalten, dass die Verbandsgemeinden (ber einen
hoheren Kreditbedarf zwingend zu informieren seien. Die Gemeindeversammlung der Einwoh-
nergemeinde Gansbrunnen hat Uber die Anderungen noch nicht befunden.

Das Amt fir Gemeinden teilte in seinem Mitbericht vom 18. Oktober 2012 mit, dass es die Ande-
rungen der Statuten geprift und als in Ordnung befunden habe.

2. Erwagungen
2.1 Formelles

Fur die Anderung bestehender Statuten ist nach dem Gemeindegesetz (BGS 131.1; GG) sowie
den jeweiligen Statuten vorzugehen. Erlass und Anderungen von Statuten sind gemaéss § 166 GG
vom Regierungsrat zu genehmigen. Nach § 9 lit. a der Statuten des Zweckverbands der Sozialre-
gion Thal-Gau, Stand 1. April 2008, erlasst und andert die Delegiertenversammlung die Ver-
bandsstatuten, unter Vorbehalt von § 23 der Statuten. Gleichzeitig bestimmen die Statuten in §
25, dass die Genehmigung und Anderung der Statuten sowie der Beitritt der Einwohnerge-
meinden zu diesem Zweckverband durch Beschluss der Gemeindeversammlung zu erfolgen ha-
be. In diesem Sinne hat die Delegiertenversammlung die Kompetenz, Statutendanderungen zu
beschliessen; die Anderungen sind jedoch von den Gemeindeversammlungen zu genehmigen.

Gemass § 170 Abs. 2 GG sind Statutenanderungen, die den Aufgabenkreis des Verbandes betref-
fen, die Verbandsgemeinden finanziell erheblich mehr belasten, die Delegiertenzahlen veran-
dern oder die Austrittsbedingungen erschweren, von allen Verbandsgemeinden zu beschliessen.
Die vorliegenden Anpassungen stellen fur die Verbandsgemeinden keine Statutenanderungen
dar, welche die Verbandsgemeinden finanziell erheblich mehr belasten. Daraus ergibt sich in
Anwendung von § 170 Absatze 2 und 3 e contrario, dass die Anderungen, unter Vorbehalt der
Genehmigung durch den Regierungsrat, von einer einfachen Mehrheit der beteiligten Einwoh-
nergemeinden beschlossen werden kénnen. Die Mehrheit der Einwohnergemeinden hat den
Anderungen zugestimmt.
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Bei der Prafung durch den Regierungsrat konnen gemass § 210 GG rechtswidrige, willkurliche
und widersprichliche Bestimmungen nicht genehmigt werden. Offensichtliche Rechtswidrigkei-
ten sind von Amtes wegen zu beheben, falls der rechtliche Wille des rechtsetzenden Gemeinde-
organs dadurch nicht verandert wird (§ 210 Abs. 2 GG). Beim Genehmigungsverfahren handelt
es sich um eine bloss summarische Rechtskontrolle der beschlossenen Bestimmungen. Vorbehal-
ten bleibt deshalb die einlassliche Prifung der Rechtmassigkeit im Rahmen eines allfalligen Be-
schwerdeverfahrens im Anwendungsfall.

2.2 Materielles

Da die Mehrheit der Einwohnergemeinden den Anderungen zugestimmt hat, sind die Vorbehal-
te der Einwohnergemeinde Egerkingen fir das vorliegende Genehmigungsverfahren unbeacht-
lich, zumal die Finanzkompetenzen in den Statuten ausreichend definiert und beschrankt sind
sowie gegen Beschllsse der Delegiertenversammlung und in vermégensrechtlichen Angelegen-
heiten der Rechtsweg gemass Gemeindegesetzgebung offen steht. Die Zustimmung der Ein-
wohnergemeinde Gansbrunnen, welche Gber die Anderungen nicht befunden hat, ist angesichts
dessen, dass die Mehrheit der Einwohnergemeinden zugestimmt hat, nicht zwingend notwen-
dig.

Materielle Anpassungen oder Bemerkungen sind nicht anzubringen.

3. Beschluss
Gestutzt auf §§ 166, 170, 210 GG wird beschlossen:

3.1 Die Anderung der Statuten des Zweckverbandes ,Sozialregion Thal-Gdu” vom 29. Juni
2011 werden genehmigt und gelten vorbehaltlos fur alle beteiligten
Einwohnergemeinden.

3.2 Dieser Beschluss gilt gleichzeitig als Rechnung. Die Genehmigungsgebihr betragt
Fr. 300.--. Sie ist innert 30 Tagen einzuzahlen.

S

Andreas Eng
Staatsschreiber

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innert 30 Tagen seit Zustellung beim Bundesgericht Beschwerde in
offentlichrechtlichen Angelegenheiten eingereicht werden (Adresse: 1000 Lausanne 14). Die
Frist wird durch rechtzeitige Aufgabe bei der Schweizerischen Post gewahrt. Die Frist ist nicht
erstreckbar. Die Beschwerdeschrift hat die Begehren, deren Begriindung mit Angabe der Be-
weismittel und die Unterschrift des BeschwerdefUhrers oder seines Vertreters zu enthalten. Fir
die weiteren Voraussetzungen sind die Bestimmungen des Bundesgerichtsgesetzes massgeblich.



Kostenrechnung
Kurt Bloch-Christ, Prasident Sozialregion Thal-Gau, c/o Gemeindeprasidium Mimliswil-Ramiswil,
4717 MUumliswil

Genehmigungsgebihr: Fr. 300.-- (027/4210000/80687)
Fr. 300.--
Zahlungsart: Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen

Rechnungstellung durch Departement des Innern, SAP-Pooling

Verteiler

Departement des Innern

Volkswirtschaftsdepartement

Amt fir soziale Sicherheit, Ablage

Amt flr soziale Sicherheit, Sozialleistungen und Existenzsicherung (4)

Amt fir Gemeinden

Departement des Innern, SAP-Pooling, mit dem Auftrag:
Rechnungsstellung Fr. 300.-- (Kto. 027/4210000/80687)

Kurt Bloch-Christ, Prasident Sozialregion Thal-Gau, c/o Gemeindeprasidium Mimliswil-Ramiswil,
4717 Mumliswil (mit Rechnung: Versand durch: Departement des Innern, SAP-Pooling)



	1. Ausgangslage
	2. Erwägungen
	2.1 Formelles
	2.2 Materielles

	3. Beschluss
	3.1 Die Änderung der Statuten des Zweckverbandes „Sozialregion Thal-Gäu“ vom 29. Juni 2011 werden genehmigt und gelten vorbeha
	3.2 Dieser Beschluss gilt gleichzeitig als Rechnung. Die Genehmigungsgebühr beträgt �Fr. 300.--. Sie ist innert 30 Tagen einzu


